Markt Markt Indersdorf

Niederschrift iiber die 4. Sitzung des Marktgemeinderates am 23.09.2026 im Gro-
Ren Sitzungssaal des Rathauses Markt Indersdorf

Hinweis:

Hierbei handelt es sich um einen Vorab-Bericht aus der genannten Sitzungsniederschrift.
Die auszugsweise Veréffentlichung aus der Niederschrift erfolgt unter Vorbehalt der
Genehmigung des Marktgemeinderates in der kommenden Sitzung.

TAGESORDNUNG
Offentlicher Teil

1 Birgerfragestunde

2 Genehmigung der Niederschrift vom 29.07.2026

3 Bekanntgaben,;
Vollzug des § 21 Abs. 3 der Geschéaftsordnung, Bekanntgabe der in der vorausgegan-
genen nicht 6ffentlichen Sitzung gefassten Beschlisse

3.1 Voraussichtliche Sitzungstermine 2027

3.2 Blrgerversammlungen Herbst 2026

3.3 Kranzniederlegung anlasslich des Volkstrauertages 2026

3.4 900 Jahre Verbindung: Markt Indersdorf und Marbach entdecken gemeinsame Ge-
schichte neu

4 Wahl des Kommandanten und dessen Stellvertreter der Freiwilligen Feuerwehr Ainh-
ofen
5 Bauleitplanung;

10. Anderung des Flachennutzungsplans;

Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren zur Beteiligung der Offent-
lichkeit sowie der Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange, Behérden und Nachbar-
kommunen nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB;

Feststellungsbeschluss

6 Bauleitplanung;
Vorhabenbezogener Bebauungsplans Nr. 99 ,Batteriespeicherpark Neuried®;
Abwagung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren zur Beteiligung der Offent-
lichkeit sowie der Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange, Behérden und Nachbar-
kommunen nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB,;
Billigung des Entwurfs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 99 ,Batteriespei-
cherpark Neuried“ mit Anderungen und Ergénzungen;
Beschluss zur Durchfuhrung einer erneuten, verkirzten Beteiligung beschrankt auf das
LRA Dachau, Untere Naturschutzbehdrde, gemaR § 4a Abs. 3 Satz 4 i.V.m. § 4 Abs. 2
BauGB
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7 Antrag auf Vorbescheid;
Aufstockung und Anbau an einem bestehenden Zweifamilienhaus auf den FIl.-Nrn. 193/1
und 193/2 Gem. Markt Indersdorf

8 Antrag auf Vorbescheid;
Neubau eines Einfamilienhauses mit Garage auf der FI.-Nr. 283/1 Gem. Ainhofen

9 Antrag auf Baugenehmigung;
Neubau von 2 Einfamilienhausern mit Garage auf der FI.-Nr. 314/2 Gem. Markt Inders-
dorf

10 Anderungsantrag;

Neubau eines Zweifamilienwohnhauses auf der FI.-Nr. 41 Gem. Langenpettenbach

11 Mégliche Mitgliedschaft beim Bayerischen Stadtetag

Der Vorsitzende eroffnet um 19.00 Uhr die Sitzung des Marktgemeinderates und stellt die ord-
nungsgemalte und fristgerechte Einberufung fest. Er heif3t die Marktgemeinderatsmitglieder, die
anwesenden Zuhdrerinnen und Zuhorer herzlich willkommen und stellt fest, dass der Marktge-
meinderat gemaf Art. 47 Abs. 2 GO beschlussfahig ist.

Nach Feststellung, dass keine Wortmeldungen zur Tagesordnung vorliegen, stellt der Vorsit-
zende sodann das Einverstandnis des Gremiums zur Tagesordnung fest und eréffnet die Ein-
zelberatungen.

TOP 1 Biirgerfragestunde

Sach- und Rechtslage:

BURGERFRAGESTUNDE

TOP 2 Genehmigung der Niederschrift vom 29.07.2026

Sach- und Rechtslage:

Die Niederschriften Uber die beiden vorherigen 6ffentlichen Sitzungen wurden dem Marktge-
meinderat im Ratsinformationssystem zur Verfligung gestellt. Die Marktgemeinderatsmitglieder
haben Kenntnis von den Inhalten.

Beschluss:

Gegen die Niederschriften der beiden vorherigen 6ffentlichen Sitzungen werden keine Einwen-
dungen vorgebracht. Die Niederschriften werden genehmigt.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0
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TOP 3 Bekanntgaben;
Vollzug des § 21 Abs. 3 der Geschaftsordnung, Bekanntgabe der in der vo-
rausgegangenen nicht 6ffentlichen Sitzung gefassten Beschliisse

Sach- und Rechtslage:

Die in nicht 6ffentlicher Sitzung gefassten Beschliisse gibt der Vorsitzende der Offentlichkeit
bekannt, sobald die Griinde flr die Geheimhaltung weggefallen sind
(Art. 52 Abs. 3 GO, § 21 Abs. 3 GeschiaftsO).

Sitzung vom 29.07.2026

TOP 20 Vergaben;
Neubau Haus fiir Kinder - Abenteuerland - Zimmererarbeiten

Der Marktgemeinderat nahm den Sachverhalt zur Kenntnis und ermachtigte den Vorsitzenden
zur Beauftragung des nach Prifung wirtschaftlichsten Bieters.

TOP 20.1 Vergaben;
Neubau Haus fiir Kinder - Abenteuerland
Nachtrag Nr. 02: Erd- und Verbauarbeiten - Firma Schmaus

Der Marktgemeinderat nahm Kenntnis vom Sachverhalt und ermachtigte den Vorsitzenden zur
Beauftragung des Nachtrags 02 an die Firma Konrad Schmaus GmbH, der einen Gesamtbetrag
von 152.226,88 € brutto ausweist.

TOP 20.2  Vergaben;

Neubau Haus fiir Kinder - Abenteuerland

Nachtrag Nr. 04: Erd- und Verbauarbeiten - Firma Schmaus
Der Marktgemeinderat nahm Kenntnis vom Sachverhalt und ermachtigte den Vorsitzenden zur
Beauftragung des Nachtrags 04 der Firma Konrad Schmaus GmbH, der sich auf 27.370,00 €
brutto belauft.

TOP 20.3  Vergaben;
Sanierung KSR-13 Elektrotechnik

Der Marktgemeinderat nahm Kenntnis vom Sachverhalt und ermachtigte den Vorsitzenden zur
Beauftragung der Firma Tronic Dsgin zum Angebotspries von 47.505,57 €.

TOP 3.1 Voraussichtliche Sitzungstermine 2027

Sach- und Rechtslage:

Unter Berlcksichtigung der Schulferien werden die nachfolgend aufgefuhrten voraussichtlichen
Sitzungstermine fir den Marktgemeinderat und seine Ausschisse im Jahr 2027 vom Vorsitzen-
den festgelegt und zur Kenntnis gegeben:

Marktgemeinderat * Bau- und Umweltausschuss *

Mittwoch, 20.01.2027 - (Haushaltssitzung) Montag, 25.01.2027
Mittwoch, 24.02.2027 Montag, 01.03.2027
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Mittwoch, 17.03.2027

Montag, 05.04.2027

Mittwoch, 14.04.2027

Montag, 03.05.2027

- (Volksfest)

Mittwoch, 12.05.2027

Montag, 07.06.2027

Mittwoch, 16.06.2027

Montag, 26.07.2027

Mittwoch, 28.07.2027

Montag, 20.09.2027

Mittwoch, 22.09.2027

Montag, 25.10.2027

Mittwoch, 13.10.2027

Montag, 22.11.2027

Mittwoch, 17.11.2027

Montag, 20.12.2027

Mittwoch, 15.12.2027

Mittwoch, 22.12.2027

- (Jahresausklang 2027)

Auswahlkommission

Ehrung *

Donnerstag, 16.09.2027 (17 Uhr)

Donnerstag, 14.10.2027

Jugendausschuss *

Hauptausschuss *

Montag, 08.03.2027

HA Sitzungen werden nach Bedarf eingeladen.

Sie finden wie gewohnt montags statt

Sozialausschuss *

Burgerversammlungen

Montag, 04.10.2027

Donnerstag, 08.04.2027 (19:30 Uhr)
Donnerstag, 29.04.2027 (19:30 Uhr)
Donnerstag, 28.10.2027 (19:30 Uhr)
Donnerstag, 10.11.2027 (19:30 Uhr)

* Beginn jeweils um 19.00 Uhr

Darlber hinaus behalt sich der Erste Blrgermeister insbesondere nach eigenem Ermes-
sen gemaf Art. 56 Abs. 2 GO und § 22 Abs. 1i.V.m. § 35 Abs. 1 GO vor, Marktgemeinde-
ratssitzungen sowie Ausschusssitzungen einzuberufen, wenn die Geschaftslage (der ord-

nungsgemalle Gang der Geschafte) es erfordert.

TOP 3.2

Sach- und Rechtslage:

Burgerversammlungen Herbst 2026

Der Vorsitzende gibt die Termine der Burgerversammlungen im Herbst 2026 bekannt.
Die Burgerversammlungen finden jeweils um 19:30 Uhr statt:

e Donnerstag, 15.10.2026
e Donnerstag, 29.10.2026

Feuerwehrgeratehaus, Eichhofen
Augustiner Chorherren Museum, Kloster Indersdorf

Uber eventuelle kurzfristige Anderungen informiert die Gemeindeverwaltung auf inrer Website
sowie in der Tagespresse.

TOP 3.3

Sach- und Rechtslage:

Kranzniederlegung anlasslich des Volkstrauertages 2026

Der Vorsitzende gibt bekannt, dass die Kranzniederlegung an den Kriegerdenkmalern
wie jedes Jahr in den Ortsteilen

¢ Langenpettenbach:

e Hirtlbach:

08.11.2026, 10:00 Uhr

08.11.2026, 08:30 Uhr
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e \Westerholzhausen: 08.11.2026, 08:30 Uhr
e Glonn: 15.11.2026
e Markt Indersdorf: 15.11.2026, 08:30 Uhr
e Ainhofen: 15.11.2026, 10:00 Uhr
¢ Niederroth im Januar

stattfinden.

TOP 3.4 900 Jahre Verbindung: Markt Indersdorf und Marbach entdecken gemein-
same Geschichte neu

Sach- und Rechtslage:

Eine historische Verbindung wird wiederbelebt: Die Geschichte der Augustiner-Chorherren in
Markt Indersdorf reicht bis ins Jahr 1120 zurlck — und ist seit 1124 eng mit der ehemaligen Ab-
tei Marbach im Oberelsass verbunden.

Pfalzgraf Otto IV. von Wittelsbach gab 1120 den Auftrag zum Bau des Klosters Indersdorf als
Augustiner-Chorherrenstift. Zwei Jahre spater kam der Augustiner-Chorherr Rupertus aus Mar-
bach als Bauleiter nach Indersdorf. Am 28. August 1126 zogen schliellich die ersten sechs
Chorherren in das neu errichtete Kloster ein — allesamt von Marbach nach Indersdorf entsandt.

Dass die Verstarkung damals aus dem Elsass und nicht aus einem der bereits bestehenden
bayerischen Augustiner-Chorherrenstifte kam, zeigt die besondere Bedeutung Marbachs. Das
seit 1089 bestehende Kloster galt als ,Musterkloster” und war Ausgangspunkt zahlreicher Klos-
tergriindungen am Oberrhein, in Stiddeutschland und der Schweiz. Seine gemaligte Ordensre-
gel forderte Seelsorge, Wissenschaft und den Austausch mit der Welt.

Beriihmt wurde Marbach auch durch den Codex Guta-Sintram, der 1154 entstand. Die pracht-
voll illustrierte Handschrift vereint Gebete, Augustinerregeln, Heilkunde, Predigten, Klosterbrau-
che und Verzeichnisse von Verstorbenen. Heute zahlt sie zu den bedeutendsten Handschriften
des Elsass und gilt als wertvolles Zeugnis europaischer Kultur.

900 Jahre spater wird diese Verbindung nun wieder lebendig: Eine Delegation aus Markt In-
dersdorf mit Blirgermeister Franz Obesser, Kulturreferent Hubert Béck, Heimatvereinsvorsit-
zendem und Leiter des Augustiner-Chorherren-Museums Anton Wagatha sowie Helmut Ebert,
langjahriges Marktgemeinderatsmitglied, besuchte die ehemalige elsassische Abtei Marbach.

Gemeinsam mit Jean-Claude Gilg, Dominique Weber, Martine Hiebel, Christophe Weck und
Francois Maurer vom Verein der Abtei Marbach, dem stellvertretenden Blargermeister von
Obermorschwihr, Frangois Gangloff, sowie Auguste Ott, Prasident des Gemeindeverbands und
Blrgermeister von Rouffach fanden zahlreiche, interessante Gesprache nicht nur Uber die ge-
meinsame Vergangenheit statt.
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TOP 4 Wahl des Kommandanten und dessen Stellvertreter der Freiwilligen Feuer-
wehr Ainhofen

Sach- und Rechtslage:

Die Freiwillige Feuerwehr Ainhofen wahlte am 15.09.2026 Herrn Benjamin Geisenhofer, Bur-
germeister-Hefele-Str. 14a, 85229 Markt Indersdorf, zum Feuerwehrkommandanten, sowie
Herrn Daniel Riedl, Erl 1, 85229 Markt Indersdorf, zum stellvertretenden Feuerwehrkomman-
danten fir die Dauer von jeweils 6 Jahren.

[ o

Beschluss:
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Der Marktgemeinderat hat Kenntnis von der Wahl und bestatigt diese.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0

TOP 5 Bauleitplanung;
10. Anderung des Flachennutzungsplans;
Abwidgung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren zur Beteili-
gung der Offentlichkeit sowie der Beteiligung der Triger 6ffentlicher Be-
lange, Behorden und Nachbarkommunen nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2
BauGB;
Feststellungsbeschluss

Sach- und Rechtslage:

In der 66. Sitzung des Marktgemeinderates am 22.04.2026 wurde im 6ffentlichen Teil der Sit-
zung die vorgelegte Planung und die ausgearbeiteten Unterlagen zur 10. Anderung des Fla-
chennutzungsplans in der Fassung vom 22.04.2026 gebilligt und die Verwaltung mit der Durch-
flihrung des Verfahrens zur Beteiligung der Offentlichkeit sowie der Behérden, Trager 6ffentli-
cher Belange und Nachbarkommunen gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB beauftragt.

Nach ortsiiblicher Bekanntmachung am 05.05.2026 wurde die Beteiligung der Offentlichkeit zur
10. Anderung des Flachennutzungsplans vom 07.05.2026 bis einschlieRlich 15.06.2026 durch-
gefuhrt. Ebenso erfolgte die Beteiligung der Trager offentlicher Belange, Behdrden und Nach-
barkommunen mit Schreiben vom 05.05.2026. Es wurde gebeten, im Rahmen der eigenen Zu-
standigkeit eine Stellungnahme bis zum 15.06.2026 abzugeben.

Die vorliegenden Stellungnahmen sollen nunmehr sachgerecht erortert und die vorgebrachten
Belange in die Abwagung eingestellt werden.

Weitere Stellungnahmen sind bis zum Ende der Beteiligungsfrist und darliber hinaus bis zum
Tag der heutigen Sitzung nicht eingegangen.

Zum Sitzungsablauf:

Die beauftragten Planer haben zusammen mit der Verwaltung zu sdmtlichen Stellungnahmen
im Verfahren nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) Beschlussvorschlage
erarbeitet (Abwagungsvorschlag zu den eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren, Ziffern
[I. bis IV.). Dem Marktgemeinderat wird vorgeschlagen, dass jeweils die Einzelabstimmung er-
folgt.

Beschlussvorschlage der Verwaltung (Einzelbeschliisse, Ziffern Il. bis IV):

l. Schreiben von Behorden, Tragern offentlicher Belange und von Nachbarkommu-
nen ohne Anregungen oder Einwédnde

1.1 Gemeinde Weichs, E-Mail vom 05.05.2026

1.2 Bayernets GmbH, Schreiben vom 07.05.2026, Az.: E 2025-02294-02

1.3 Gemeinde Rohrmoos, E-Mail vom 07.05.2026

1.4 LRA Dachau Brandschutzdienststelle, E-Mail vom 15.05.2026

1.5 BAIUDBw Bundesamt flr Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr, E-Mail vom 18.05.2026, Az.: VI-1341-25-BBP

1.6 Gemeinde Hilgertshausen-Tandern, E-Mail vom 20.05.2026

1.7 Gemeinde Erdweg, E-Mail vom 21.05.2026

1.8 WWA Wasserwirtschaftsamt Minchen, E-Mail vom 21.05.2026



Niederschrift Uber die 4. Sitzung des Marktgemeinderates vom 23.09.2026, 6ffentlich Seite 8

Staatliches Bauamt Freising — Servicestelle Minchen S3300, E-Mail vom 28.05.2026
DFMG Engineering GmbH & Co. KG Deutsche Funkturm, E-Mail vom 02.06.2026
Handwerkskammer fir Minchen und Oberbayern, Schreiben vom 15.06.2026
Regionaler Planungsverband Munchen, E-Mail vom 15.06.2026

Weitere Schreiben ohne Stellungnahme oder Einwendungen sind bis zum Tag der heutigen
Sitzung des Marktgemeinderates am 23.09.2026 nicht eingegangen. Die Schreiben werden bei
den Verfahrensakten dauerhaft aufbewahrt.

Beschluss:
Der Marktgemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass bei den oben aufgeflhrten Tragern offentlicher
Belange keine &ffentlichen Belange durch die Planung berthrt werden.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0

1.1

Schreiben von Behoérden, Tragern 6ffentlicher Belange und von Nachbarkommu-
nen mit Anrequngen oder Einwdnden

1.1 LRA Dachau Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 13.05.2026
1.2 Regierung von Oberbayern, Schreiben vom 09.06.2026,
ROB-2-8314.24 01_DAH-8-28-10
1.3 LRA Dachau Umweltrecht, Schreiben vom 10.06.2026
1.4 LRA Dachau Untere Naturschutzbehorde, Schreiben vom 10.06.2026
.5  AELF Amt fur Erndhrung, Landwirtschaft und Forsten, E-Mail vom 12.06.2026

LRA Dachau Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 13.05.2026

Hinweise:

Nr. 7 Immissionsschutz

Wir verweisen auf unsere ausfihrliche Stellungnahme vom 13.05.2026 zum vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan Nr. 99 ,Batteriespeicherpark Neuried". Probleme zum Im-
missionsschutz sollten auf Ebene des Bebauungsplanverfahrens geldst werden und
nicht erst ,vor Inbetriebnahme".

Wir bitten daher die Ausfihrungen wie folgt anzupassen:

,»--.an den umliegenden Immissionsorten nicht Gberschritten werden, wird im Rahmen
des nachgeschalteten Bebauungsplanverfahrens wird eine schalltechnische Untersu-
chung erstellt und ggf. larmmindernde MalRnahmen aufgezeigt."

Rechtsgrundlagen:
Wir verweisen auf § 1 Abs. 6 Nr. 1 und 9 BauGB sowie auf §§ 3, 22 und § 50 BImSchG
in Verbindung mit der TA Larm.

Beschluss:

Die Stellungnahme vom 13.05.2026 samt den Hinweisen nehmen wir zur Kenntnis. Die
Begriindung der 10. Anderung des Flachennutzungsplans fir das Vorhaben ,Batterie-
speicherpark Neuried” wird wie folgt angepasst:

,Um sicherzustellen, dass die malRgeblichen Immissionsrichtwerte nach TA Larm — ggf.
unter Berticksichtigung der Vorbelastung - an den umliegenden maf3geblichen Immissi-
onsorten eingehalten werden, wird im Rahmen des laufenden Verfahrens zur Aufstellung
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 99 ,Batteriespeicherpark Neuried” eine
schalltechnische Untersuchung vorgelegt. Soweit sich daraus die Erforderlichkeit lIarm-
mindernder MaBnahmen ergeben, werden diese im Bebauungsplanverfahren durch ge-
eignete Festsetzungen verbindlich abgesichert. Andernfalls wird auf die Ergebnisse der
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1.2

schalltechnischen Prognose der Beurteilungspegel im Bebauungsplanverfahren aus-
driicklich hingewiesen.*

Abstimmungsergebnis: 23 : 0

Regierung von Oberbayern, Schreiben vom 09.06.2026,

ROB-2-8314.24 01 DAH-8-28-10

Die Regierung von Oberbayern als héhere Landesplanungsbehoérde gab bereits mit
Schreiben vom 14.11.2025 eine Stellungnahme zu o0.g. Bauleitplanungen ab.

Bewertung der Unterlagen vom 22.10.2025

In unserer letzten Stellungnahme kamen wir zu dem Ergebnis, dass die Planung den Er-
fordernissen der Raumordnung nur dann nicht entgegensteht, wenn in den Planungsun-
terlagen der Ausschluss von Nutzungen mit dauerndem oder regelmaflig vorubergehen-
dem Aufenthalt von Menschen auf der Flache geregelt wird sowie nachgewiesen werden
kann, dass eine Neuinanspruchnahme von Flachen notwendig ist und bestehende Fla-
chenpotenziale im Gemeindegebiet nicht zur Verfigung stehen.

Bewertung der Unterlagen vom 22.04.2026

Das Planungsgebiet hat sich auf ca. 0,4 ha verkleinert und stellt nur noch die Batterie-
speicher dar. Laut Planungsunterlagen ist das geplante Umspannwerk aufgrund von Un-
stimmigkeiten bezlglich des Netzanschlusses nicht mehr Bestandteil der Planung.

In den nun vorliegenden Unterlagen wurde in den Festsetzungen des Bebauungsplans
der Ausschluss von Nutzungen mit dauerhaftem oder regelmafig voribergehendem
Aufenthalt von Menschen erganzt. Damit handelt es sich bei vorliegender Flache aus
landesplanerischer Sicht nicht um eine neue Siedlungsflache. Das LEP-Ziel 3.3 zum An-
bindegebot ist damit bezuglich der vorliegenden Planung nicht einschlagig. Wir weisen
nochmals darauf hin, dass sich die Flache nicht fur eine generelle weitere Anbindung
von Flachen eignet.

Die Planungsunterlagen wurden weiterhin um Aussagen bezuglich der Innenentwick-
lungspotenziale erganzt. Es wird aufgeflihrt, dass in bereits ausgewiesenen Gewerbe-
und Industriegebieten keine Flachen mehr verfigbar seien. Auch sonst seien keine Fla-
chen verfugbar, die hinsichtlich einer Bundelung von Infrastrukturmaf3nahmen in Frage
kadmen. Eine konkrete Auflistung der untersuchten Flachen ware hier winschenswert
gewesen. Insbesondere bezlglich der Nahe des geplanten Batteriespeicherstandortes
zu bestehender Netzinfrastruktur kann die Begrindung der Neuinanspruchnahme von
Flachen aus landesplanerischer Sicht akzeptiert werden. Die Reduzierung der GrélRe
des Planungsgebietes ist dahingehend grundsatzlich positiv zu bewerten.

Ergebnis

Die o0.g. Planungen stehen den Erfordernissen der Raumordnung grundsatzlich nicht ent-
gegen.

Beschluss:

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis.

Die Regierung von Oberbayern weist darauf hin, dass es sich bei vorliegender Flache
aus landesplanerischer Sicht nicht um eine neue Siedlungsflache handelt und somit das
LEP-Ziel 3.3 zum Anbindegebot in vorliegender Planung nicht einschlagig ist. Der weite-
re Hinweis, dass sich die Flache nicht fur eine generelle weitere Anbindung von Flachen
eignet, ist der Marktgemeinde bekannt.

Der Marktgemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass eine konkrete Auflistung der untersuch-
ten alternativen Flachen winschenswert gewesen ware, die Inanspruchnahme neuer
Flachen am geplanten Standort durch die Nahe zu bestehender Netzinfrastruktur aber
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1.3

aus landesplanerischer Sicht akzeptiert wird und die Planung den Erfordernissen der
Raumordnung grundsatzlich nicht entgegenstehen.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0
LRA Dachau Umweltrecht, Schreiben vom 10.06.2026

Hinweise:
Bodenschutzrecht

Der Umgriff der 10. Anderung des Flachennutzungsplans sowie des vorhabenbezo-
genen BP Nr. 99 "Batteriespeicherpark Neuried" umfasst eine Teilflache der Flur-
nummer 2099 in der Gemarkung Ainhofen.

Aufgrund einer Stellungnahme der Bayernwerk Netz GmbH, die den Anschluss des Um-
spannwerks ans Netz in Frage gestellt hat und die den Netzanschluss auch nicht inner-
halb einer angemessenen Zeit, die sich mit der Durchflihrungsfrist eines vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans vereinbaren liel3e, realisierbar erscheinen lasst, ist das Um-
spannwerk nunmehr nicht mehr Teil der Planung. Ohne das Umspannwerk sind auch
2/3 der bisher geplanten Batteriespeicher nicht mehr anschlussfahig.

Das Plangebiet verkleinert sich daher auf 4.434 m2.

Die Flache im Planungsgebiet wird bislang intensiv landwirtschaftlich genutzt und ist in
Hanglage nach Sitiden und ganz leicht nach Osten geneigt.

Den Unterlagen konnte enthommen werden, dass das Wasserwirtschaftsamt Minchen
im Verfahren Flachennutzungsplananderung sowie im Verfahren 2. Anderung des Be-
bauungsplanes mit E-Mail vom 10.11.2025 bereits darauf hingewiesen hat, dass eine
Bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 erforderlich wird.

Die geanderte Umgriffsflache liegt weiterhin Gber 3000 gm?. Das Erfordernis einer Bo-
denkundlichen Baubegleitung andert sich somit nicht, auf § 4 Abs. 5 Bundesboden-
schutzverordnung wird in diesem Zusammenhang verwiesen.

Es wird daher empfohlen, die Aushubarbeiten und Bodenarbeiten sowie die Inanspruch-
nahme des Bodens im Bereich des Bauvorhabens und der Zuleitungen durch eine bo-
denkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 durch ein fachkundiges Ingenieurbiro be-
reits ab der Planungsphase planen, uberwachen, begleiten und dokumentieren zu las-
sen.

Die bodenkundliche Baubegleitung kann, je nach tatsachlichem Eingriff in den Boden,
gemal § 4 Abs. (5) Bundesbodenschutzverordnung durch Auflage angeordnet werden.

Unsere Stellungnahme vom 04.12.2025 bleibt ansonsten unverandert.

Beschluss:

Der Marktgemeinderat stellt fest, dass sich die Stellungnahme nicht auf die 10. Ande-
rung des Flachennutzungsplans bezieht, sondern offensichtlich auf den Vorhabenbezo-

genen Bebauungsplan Nr. 99, der im Parallelverfahren abgehandelt wird.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0
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1.4 LRA Dachau Untere Naturschutzbehoérde, Schreiben vom 10.06.2026
Einwendungen:
s. Einwendungen zum Bebauungsplan
Rechtsgrundlagen:
§ 44 Abs. 1i.V.m. Abs. 5 BNatSchG, § 39 Abs. 1 BNatSchG
Beschluss:
Der Marktgemeinderat stellt fest, dass sich die Stellungnahme nicht auf die 10. Ande-
rung des Flachennutzungsplans bezieht, sondern offensichtlich auf den Vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan Nr. 99, der im Parallelverfahren abgehandelt wird.
Abstimmungsergebnis: 23 : 0

.5  AELF Amt fiir Erndhrung. Landwirtschaft und Forsten, E-Mail vom 12.06.2026
Wir begrufden, dass bereits die Hinweise vom Bereich Forst wie auch Landwirtschaft von
der ersten Stellungnahme mitaufgenommen wurden.
Folgender Hinweis sollte noch bertcksichtigt werden.
Eingrinungen:
Bzgl. der Eingriinung im Norden weisen wir darauf hin, Eingrinung so zu pflegen, dass
eine negative Beeintrachtigung der angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflachen aus-
geschlossen ist (z.B. durch Uberstehende Aste).
Beschluss:
Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und weist daraufhin, dass
im Norden keine Eingriinung, sondern ein geschotterter Fahrweg geplant ist. Im Osten,
Suden und Westen ist die Flache von einer Ausgleichsflache umschlossen, deren Pflege
im Bebauungsplan geregelt wird. Festgesetzt wird die Ansaat von artenreichen Saumen
und Staudenfluren die jahrlich gemaht werden. Das Uberstehen von Asten kann ausge-
schlossen werden.
Abstimmungsergebnis: 23 : 0

IV Billigungs- und Auslegungsbeschluss

Dem Marktgemeinderat wurden samtliche im Verfahren eingegangenen Stellung-
nahmen und Einwendungen zur 10. Anderung des Flachennutzungsplans zur Kennt-
nisnahme und Beschlussfassung vorgelegt. )
Aus der Beschlussfassung ergeben sich keine Anderungen, so kann die 10. Ande-
rung des Flachennutzungsplans festgestellt werden.

Beschluss:

Der Marktgemeinderat hat die im Verfahren gemaf § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB einge-
gangenen Stellungnahmen zur Kenntnis genommen und abgewogen. Die Begriindung der 10.
Anderung des Flachennutzungsplans wird unter Ziffer 7 ,Immissionsschutz unter Bezugnahme
auf das Abwagungsergebnis klarstellend angepasst. Dies fiihrt zu keiner Anderung des Fla-
chennutzungsplans; eine erneute Offentlichkeits- und Behdrdenbeteiligung gemaR § 4a Abs. 3
BauGB unterbleibt.
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Der Entwurf zur 10. Anderung des Flachennutzungsplans einschlieRlich Begriindung und Um-
weltbericht wird gebilligt.

Die Flachennutzungsplananderung samt aller seiner Bestandteile wird daher in der Fassung der
heutigen Billigung festgestellt — der Plan erhalt das Fassungsdatum 23.09.2026.

Die Verwaltung wird beauftragt, die 10. Flachennutzungsplanéanderung beim Landratsamt
Dachau zur Genehmigung vorzulegen. Die Erteilung der Genehmigung ist ortsiiblich bekannt zu
machen.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0

TOP 6 Bauleitplanung;
Vorhabenbezogener Bebauungsplans Nr. 99 ,,Batteriespeicherpark Neu-
ried“;
Abwidgung der eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren zur Beteili-
gung der Offentlichkeit sowie der Beteiligung der Triger 6ffentlicher Be-
lange, Behorden und Nachbarkommunen nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2
BauGB;
Billigung des Entwurfs des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 99
,Batteriespeicherpark Neuried“ mit Anderungen und Erginzungen;
Beschluss zur Durchfiihrung einer erneuten, verkiirzten Beteiligung be-
schrankt auf das LRA Dachau, Untere Naturschutzbehorde, gemaR § 4a
Abs. 3 Satz 4i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB

Sach- und Rechtslage:

In der 66. Sitzung des Marktgemeinderates am 22.04.2026 wurde im 6ffentlichen Teil der Sit-
zung die vorgelegte Planung und die ausgearbeiteten Unterlagen zum vorhabenbezogenen
Bebauungsplans Nr. 99 ,Batteriespeicherpark Neuried® in der Fassung vom 22.04.2026 gebilligt
und die Verwaltung mit der Durchflihrung des Verfahrens zur Beteiligung der Offentlichkeit so-
wie der Behorden, Trager offentlicher Belange und Nachbarkommunen gem. § 3 Abs. 2 und § 4
Abs. 2 BauGB beauftragt.

Nach ortsiiblicher Bekanntmachung am 05.05.2026 wurde die Beteiligung der Offentlichkeit
zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 99 ,Batteriespeicherpark Neuried®
vom 07.05.2026 bis einschlielich 15.06.2026 durchgefiihrt. Ebenso erfolgte die Beteiligung der
Trager offentlicher Belange, Behérden und Nachbarkommunen mit Schreiben vom 05.05.2026.
Es wurde gebeten, im Rahmen der eigenen Zustandigkeit eine Stellungnahme bis zum
15.06.2026 abzugeben.

Die vorliegenden Stellungnahmen sollen nunmehr sachgerecht erértert und die vorgebrachten
Belange in die Abwagung eingestellt werden.

Weitere Stellungnahmen sind bis zum Ende der Beteiligungsfrist und dariber hinaus bis zum
Tag der heutigen Sitzung nicht eingegangen.

Zum Sitzungsablauf:

Die beauftragten Planer haben zusammen mit der Verwaltung zu samtlichen Stellungnahmen
im Verfahren nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) Beschlussvorschlage
erarbeitet (Abwagungsvorschlag zu den eingegangenen Stellungnahmen im Verfahren, Ziffern
. bis IV.). Dem Marktgemeinderat wird vorgeschlagen, dass jeweils die Einzelabstimmung er-
folgt.
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Beschlussvorschlage der Verwaltung (Einzelbeschlisse, Ziffern Il. bis 1V):

1.1
1.2
1.3
1.4

1.5
1.6
1.7
1.8

1.9
.10
1.11

Schreiben von Behorden, Tragern 6ffentlicher Belange und von Nachbar-
kommunen ohne Anregungen oder Einwande

Gemeinde Weichs, E-Mail vom 05.05.2026

Bayernets GmbH, Schreiben vom 07.05.2026, Az.: E 2025-02294-02
Gemeinde Rohrmoos, E-Mail vom 07.05.2026

BAIUDBw Bundesamt fur Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der
Bundeswehr, E-Mail vom 18.05.2026, Az.: VI-1341-25-BBP

Gemeinde Hilgertshausen-Tandern, E-Mail vom 20.05.2026

Gemeinde Erdweg, E-Mail vom 21.05.2026

WWA Wasserwirtschaftsamt Minchen, E-Mail vom 21.05.2026

Staatliches Bauamt Freising — Servicestelle Minchen S3300, E-Mail vom
28.05.2026

DFMG Engineering GmbH & Co. KG Deutsche Funkturm, E-Mail vom 02.06.2026
Handwerkskammer fur Munchen und Oberbayern, Schreiben vom 15.06.2026
Regionaler Planungsverband Munchen, E-Mail vom 15.06.2026

Weitere Schreiben ohne Stellungnahme oder Einwendungen sind bis zum Tag der heutigen
Sitzung des Marktgemeinderates am 23.09.2026 nicht eingegangen. Die Schreiben werden bei
den Verfahrensakten dauerhaft aufbewahrt.

Beschluss:

Der Marktgemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass bei den oben aufgefiuihrten Tragern offentlicher
Belange keine o6ffentlichen Belange durch die Planung berihrt werden.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0

Iv.

.1

Schreiben von Behoérden, Tragern 6ffentlicher Belange und von Nachbar-
kommunen mit Anregungen oder Einwanden

1.1 LRA Dachau Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 13.05.2026
1.2 LRA Dachau Brandschutzdienststelle, E-Mail vom 15.05.2026
1.3 LRA Dachau Rechtliche Belange, Schreiben vom 08.06.2026
1.4 Regierung von Oberbayern, Schreiben vom 09.06.2026,
ROB-2-8314.24 01_DAH-8-28-10
1.5 LRA Dachau Umweltrecht, Schreiben vom 10.06.2026
1.6 LRA Dachau Untere Naturschutzbehorde, Schreiben vom 10.06.2026
1.7 AELF Amt fur Erndhrung. Landwirtschaft und Forsten, E-Mail vom
12.06.2026

LRA Dachau Technischer Umweltschutz, Schreiben vom 13.05.2026

Einwendungen:
Immissionsschutz

In Nr. 12.1 der Festsetzung werden Immissionsrichtwerte nach TA Larm fir
die Wohnbebauung in Neuried von 60/45 dB(A) tags/nachts fiir ein Dorfge-
biet definiert. Die Bebauung in Neuried liegt jedoch nicht im Umgriff des
Planbereiches, daher ist die Festsetzung, auch in einem vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan, rechtlich nicht zulassig. Wir fordern daher, diese
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Festsetzung zu streichen.

Zudem wird hier Ausschopfung der Immissionsrichtwerte von 60/45 dB(A)
in Neuried durch den geplanten Batteriepark angestrebt. Eine Vorbelastung
durch gewerbliche Nutzungen wie z.B. das bestehende Umspannwerk
Kleinschwabhausen bleibt jedoch unbericksichtigt und kdnnte in Summe
ggf. zu Uberschreitungen der Immissionsrichtwerte an der Wohnbebauung
fahren.

Durch das Ausschépfen von Immissionsrichtwerten nach TA Larm fir den
Batteriespeicherpark wirde zudem eine weitere mogliche gewerbliche Nut-
zung (z.B. Erweiterung der Batteriespeicher, Windenergieanlagen, etc.)
stark einschranken. Wir schlagen daher vor, die Immissionsrichtwerte nach
TA Larm fUr den Batteriespeicherpark um mindestens 6 dB(A) tags/nachts
zu unterschreiten.

Nach dem beglaubigten Auszug aus dem Beschlussbuch vom 22.04.2026
der 66. Sitzung des Marktgemeinderates wurde vom Planungsbiiro eine
Schall-emissions-Auswertung mit der Planungssoftware NoiseModelling
durchgefihrt. Demnach wurde an der nachstgelegenen Wohnbebauung in
Neuried ein Beurteilungspegel von 25-30 dB(A) ermittelt und somit waren

die zuldssigen Immissionsrichtwerte nach TA Larm von 60/45 dB(A) si-

cher eingehalten.

In der beigefiigten Darstellung sind diese Werte jedoch nicht plausibel
nachvollziehbar, da die Ortschaft Neuried nicht der Legende nach farblich
gekennzeichnet ist.

Zudem ist das verwendete Berechnungsprogramm NoiseModelling aus unse-
rer fachlichen Sicht nicht geeignet, um gewerbliche Emissionsquellen, die der
TA Larm unterliegen, zu berucksichtigen. Basis fur das verwendete Berech-
nungsprogramm ist das CNOSSOS-EU-Emissionsmodell, welches fur die
Darstellung von Umgebungslarmkarten fur Stral3en- und Schienenverkehr
verwendet wird.

Zur Priufung, ob die Immissionsrichtwerte fur Dorfgebiete nach TA Larm an
der Wohnbebauung in Neuried eingehalten werden, ist nach Anhang A.2.2.2
der TA Larm die Schallausbreitungsrechnung nach den Regelungen der DIN
ISO 9613-2 zu verwenden.

Mit E-Mail vom 20.03.2026 wurden dem Technischen Umweltschutz vom
Planungsbiro Datenblatter zu den geplanten Aggregaten vorgelegt. Eine An-
gabe uber die genaue Anzahl der verschiedenen Aggregate wurde nicht bei-
gefugt. Auch waren die Angaben zur den Schallleistungspegeln der verschie-
denen Aggregate nicht eindeutig zuzuordnen. Daher konnte unsererseits kei-
ne Uberschlagige Berechnung der Beurteilungspegel an den Immissionsorten
in Neuried erfolgen.

Ob die um 6 dB(A) reduzierten Immissionsrichtwerte nach TA Larm ftr Dorf-
gebiete an der Wohnbebauung in Neuried tags/nachts eingehalten werden
kdénnen, lasst sich aus Sicht des Immissionsschutzes derzeit nicht beurteilen
und ist aus fachlicher Sicht nicht sichergestellt. Somit ist die Planungsgrund-
lage, die Probleme, die der Bebauungsplan aufwirft, innerhalb des Plans zu
I6sen, nicht erflllt.

Rechtsgrundlagen:
Wir verweisen auf § 1 Abs. 6 Nr. 1 und §§ 9 und 12 BauGB sowie auf §§ 3,
22 und § 50 BImSchG in Verbindung mit der TA Larm.
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Méglichkeiten der Uberwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen):

Wir bitten daher um eine erneute Beteiligung unter Vorlage einer schalltech-
nischen Untersuchung eines nach § 29 BImSchG zertifizierten Sachverstan-
digen. Ausgehend von der schalltechnischen Untersuchung kénnten dann
z.B. maximale Schallleistungspegel fur die verschiedenen Aggregate oder
Larmschutzmalinahmen im Bebauungsplan festgesetzt werden.

Hinweise:
Wir bitten die Begriindung und den Umweltbericht zum Immissionsschutz
entsprechend anzupassen.

Beschluss:

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme des Landratsamts Dachau, Fachbereich
Technischer Umweltschutz zur Kenntnis.

Den fachlichen Einwendungen zur seinerzeit vorgelegten Schallauswertung wird insoweit ge-
folgt, als eine neue schalltechnische Untersuchung auf Grundlage der konkret vorgesehenen
Anlagenkomponenten erstellt wurde. Die Untersuchung der Muller-BBM Industry Solutions
GmbH vom 12.08.2026, Bericht Nr. M191470/01 berlicksichtigt 30 Batterieeinheiten Huawei
Smart String ESS 2.0, funf Transformatoren Huawei Jupiter/STS 6000K und funf Wechsel-
richtercontainer Huawei Smart PCS einschliellich der zugehérigen herstellerseitigen Emissi-
onsdaten. Die Schallausbreitungsrechnung erfolgt nach DIN ISO 9613-2 unter Bertcksichtigung
der Topografie, abschirmender Gebaude, der meteorologischen Korrektur und der Bodendamp-
fung.

FUr die maRgeblichen Immissionsorte in Ainhofen, Kleinschwabhausen, Obergeiersberg, Unter-
geiersberg, Neuried, Lanzenried und Tafern wurde vorsorglich der Schutzanspruch eines Dorf-
beziehungsweise Mischgebiets mit Immissionsrichtwerten von 60 dB(A) tags und 45 dB(A)
nachts angesetzt. Die prognostizierten Beurteilungspegel betragen hoéchstens 43 dB(A) tags
und 30 dB(A) nachts. Die Immissionsrichtwerte werden somit um mindestens 17 dB(A) tags und
15 dB(A) nachts unterschritten. Auch die zur Berlcksichtigung einer moéglichen Vorbelastung
um 6 dB(A) verminderten Zielwerte von 54 dB(A) tags und 39 dB(A) nachts werden um mindes-
tens 11 dB(A) tags und 9 dB(A) nachts unterschritten. Der Zusatzbeitrag des Vorhabens ist da-
mit nach Nr. 3.2.1 TA Larm nicht relevant, die maf3geblichen Immissionsorte liegen nach Nr. 2.2
TA Larm aulRerhalb des Einwirkungsbereichs der Anlage. Eine detaillierte Ermittlung der Ge-
rauschvorbelastung ist demnach nicht erforderlich. Eine relevante Erhdhung einer etwaigen
gewerblichen Gesamtbelastung ist nicht zu erwarten.

Die zuvor beanstandete Verwendung von CNOSSOS-EU ist nicht mehr Grundlage der Planung.
Die neue Untersuchung verwendet das nach TA Larm maRgebliche Ausbreitungsverfahren. Die
Emissionsdaten und Anlagenzuordnungen sind konkretisiert, die frihere Unsicherheit der Be-
rechnungsgrundlagen ist damit beseitigt. Das Gutachten wurde durch eine nach § 29b Blm-
SchG bekannt gegebene sachverstandige Stelle erstellt.

Der rechtliche Hinweis zu Nr. 12.1 wird berucksichtigt. Die dortige Wiedergabe der Immissions-
richtwerte wird aus dem Festsetzungsteil entfernt und als nichtnormativer Hinweis auf die An-
wendbarkeit der TA Larm gefasst.

Auf Grundlage der neuen Untersuchung ist der durch die Planung ausgeloste Larmkonflikt ab-
schliellend bewaltigt. Schadliche Umwelteinwirkungen durch Gerausche sind nicht zu erwarten,
gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse bleiben gewahrt. Weitergehende Festsetzungen zum
Larmschutz sind nicht erforderlich.

Von einer erneuten Beteiligung des Technischen Umweltschutzes des LRA Dachau gemaf §
4a Abs. 3 BauGB wird abgesehen, die schalltechnische Untersuchung wird Frau Adam vom
Technischen Umweltschutz zur Verfugung gestellt.

Die Streichung der Festsetzung Nr. 12.1 flhrt offensichtlich nicht zu einer erstmaligen oder
starkeren Berlhrung von Belangen, § 4a Abs. 3 S. 1 Hs. 2 BauGB.
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Die schalltechnische Untersuchung fiihrt zu keiner Anderung des Vorhabens und zu keiner
erstmaligen oder starkeren Berlihrung von Immissionsschutzbelangen. Sie tberprift und besta-
tigt die schalltechnische Vertraglichkeit des unveranderten Planungskonzepts mit erheblichen
Abstanden zu den maf3geblichen Richt- und Zielwerten.

Die Fachplaner wurden beauftragt, die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung in die
saP, in den Umweltbericht und in die Begrindung einzuarbeiten.
Die schalltechnische Untersuchung wird als Anlage der Begrindung hinzugefugt.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0

1.2 LRA Dachau Brandschutzdienststelle, E-Mail vom 15.05.2026
Fur oben genanntes Vorhaben Ubersenden wir Ihnen Seitens der Brand-
schutzdienststelle eine Fehlanzeige.
Die Stellungnahme vom 06.11.2025 hat weiterhin Bestand.

Beschluss:

Der Marktgemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass die Stellungnahme der Brandschutz-
dienststelle vom 06.11.2025 weiterhin Bestand hat und es dartber hinaus keine weiteren
Einwande oder Hinweise gibt.

Auf die Stellungnahme vom 06.11.2025 wurde im friihzeitigen Verfahren eingegangen und
diese entsprechend abgewogen. Der Marktgemeinderat weist darauf hin, dass in den Hin-
weisen des Bebauungsplans unter B 4.1 Brandschutz festgelegt ist, dass das Brandschutz-
konzept vor Baubeginn dem Landratsamt zur Genehmigung vorzulegen ist.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0

1.3 LRA Dachau Rechtliche Belange, Schreiben vom 08.06.2026
Hinweise:
In der Planzeichnung ist die Flache fir die Loschwassertank (LWT) auch mit dem
Planzeichen fur Ausgleichsflachen dargestellt. Es sollte Uberpruft werden, ob die-
se Flache tatsachlich fir den Ausgleich herangezogen werden kann. Falls nicht,
sollte die Darstellung in der Planzeichnung korrigiert werden.

Beschluss:

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. Laut Planer wird, wie in Punkt 10
der Festsetzungen zum Bebauungsplan festgeschrieben, der Léschwassertank unterirdisch
ausgefuhrt. Auf dem Léschwassertank wird ausreichend Humus aufgebracht und die Flache
entsprechend der Vorgaben fir Ausgleichsflachen ebenfalls eingesat. Der Bereich fir den
Léschwassertank kann somit als Ausgleichsflache gewertet werden.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0

1.4 Regierung von Oberbayern, Schreiben vom 09.06.2026,
ROB-2-8314.24 01 DAH-8-28-10
Die Regierung von Oberbayern als héhere Landesplanungsbehdrde gab bereits
mit Schreiben vom 14.11.2025 eine Stellungnahme zu o.g. Bauleitplanungen ab.

Bewertung der Unterlagen vom 22.10.2025
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In unserer letzten Stellungnahme kamen wir zu dem Ergebnis, dass die Planung
den Erfordernissen der Raumordnung nur dann nicht entgegensteht, wenn in den
Planungsunterlagen der Ausschluss von Nutzungen mit dauerndem oder regel-
mafig vorubergehendem Aufenthalt von Menschen auf der Flache geregelt wird
sowie nachgewiesen werden kann, dass eine Neuinanspruchnahme von Flachen
notwendig ist und bestehende Flachenpotenziale im Gemeindegebiet nicht zur
Verfugung stehen.

Bewertung der Unterlagen vom 22.04.2026

Das Planungsgebiet hat sich auf ca. 0,4 ha verkleinert und stellt nur noch die Bat-
teriespeicher dar. Laut Planungsunterlagen ist das geplante Umspannwerk auf-
grund von Unstimmigkeiten bezliglich des Netzanschlusses nicht mehr Bestand-
teil der Planung.

In den nun vorliegenden Unterlagen wurde in den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans der Ausschluss von Nutzungen mit dauerhaftem oder regelmaRig vo-
ribergehendem Aufenthalt von Menschen erganzt. Damit handelt es sich bei vor-
liegender Flache aus landesplanerischer Sicht nicht um eine neue Siedlungsfla-
che. Das LEP-Ziel 3.3 zum Anbindegebot ist damit bezliglich der vorliegenden
Planung nicht einschlagig. Wir weisen nochmals darauf hin, dass sich die Flache
nicht fur eine generelle weitere Anbindung von Flachen eignet.

Die Planungsunterlagen wurden weiterhin um Aussagen bezuglich der Innenent-
wicklungspotenziale erganzt. Es wird aufgefuhrt, dass in bereits ausgewiesenen
Gewerbe- und Industriegebieten keine Flachen mehr verfigbar seien. Auch sonst
seien keine Flachen verfugbar, die hinsichtlich einer Bundelung von Infrastruk-
turmanahmen in Frage kdmen. Eine konkrete Auflistung der untersuchten Fla-
chen ware hier wiinschenswert gewesen. Insbesondere bezuglich der Nahe des
geplanten Batteriespeicherstandortes zu bestehender Netzinfrastruktur kann die
Begrindung der Neuinanspruchnahme von Flachen aus landesplanerischer Sicht
akzeptiert werden. Die Reduzierung der GroRRe des Planungsgebietes ist dahin-
gehend grundsatzlich positiv zu bewerten.

Ergebnis

Die 0.g. Planungen stehen den Erfordernissen der Raumordnung grundsatzlich
nicht entgegen.

Beschluss:

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis.

Die Regierung von Oberbayern weist darauf hin, dass es sich bei vorliegender Flache aus lan-
desplanerischer Sicht nicht um eine neue Siedlungsflache handelt und somit das LEP-Ziel 3.3
zum Anbindegebot in vorliegender Planung nicht einschlagig ist. Der weitere Hinweis, dass sich
die Flache nicht fir eine generelle weitere Anbindung von Flachen eignet, ist dem Marktge-
meinderat bekannt.

Der Marktgemeinderat nimmt zur Kenntnis, dass eine konkrete Auflistung der untersuchten al-
ternativen Flachen winschenswert gewesen ware, die Inanspruchnahme neuer Flachen am
geplanten Standort durch die Nahe zu bestehender Netzinfrastruktur aber aus landesplaneri-
scher Sicht akzeptiert wird und die Planung den Erfordernissen der Raumordnung grundsétzlich
nicht entgegenstehen.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0

1.5 LRA Dachau Umweltrecht, Schreiben vom 10.06.2026
Hinweise:
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Wasserrecht

im Bebauungsplan finden sich keine Festsetzungen oder Hinweise zur Nieder-
schlagswasserbeseitigung.

In der Bekanntmachung gibt es folgende Angaben:

Schutzgut Art der vorhandenen Information _
Flache, Boden « das Planungsgebiet liegt in der naturrdumlichen Einheit D65 Un-
und Wasser terbayerisches Hogelland

« der Boden ist derzeit unversiegelt, fir den Batteriespeicherpark
ist eine begrenzte Versiegelung/Uberbauung vorgesehen

= wahrend der Bauphase ist mit Bodenabtrag, Verdichtung und
Strukturveranderung zu rechnen

e temporar besteht wahrend der Bauphase ein Risiko fur Schad-
stoffeintrage von Fahrzeugen, Maschinen, usw

» durch geplante wasserdurchlassige Befestigungen und naturna-
hen Begriinung werden die Auswirkungen gemindert, jedoch
nicht vollstandig ausgeglichen
im Plangebiet befindet sich kein oberirdisches Gewasser

« nach Angaben des UmweltAtlas Bayern liegt das Grundwasser
Uberwiegend mehr als 2 m unter Gelandeoberflache
im Plangebiet liegt die jungere Obere Slfkwassermolasse vor
die vorhandenen Boden verfugen tber eine gute Versickerungs-
fahigkeit, die wahrend der Bauzeit voribergehend eingeschrankt
wird

Auch bei einem Batteriespeicher sollte eine geordnete Niederschlagswasserbe-
seitigung geklart sein.
Bitte das weitere Vorgehen mit dem Wasserwirtschaftsamt Minchen abstimmen.

Bodenschutzrecht

Der Umgriff der 10. Anderung des Flachennutzungsplans sowie des vor-
habenbezogenen BP Nr. 99 "Batteriespeicherpark Neuried" umfasst eine
Teilflache der Flurnummer 2099 in der Gemarkung Ainhofen.

Aufgrund einer Stellungnahme der Bayernwerk Netz GmbH, die den Anschluss
des Umspannwerks ans Netz in Frage gestellt hat und die den Netzanschluss
auch nicht innerhalb einer angemessenen Zeit, die sich mit der Durchfiihrungs-
frist eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans vereinbaren liel3e, realisierbar
erscheinen Iasst, ist das Umspannwerk nunmehr nicht mehr Teil der Planung.
Ohne das Umspannwerk sind auch 2/3 der bisher geplanten Batteriespeicher
nicht mehr anschlussfahig.

Das Plangebiet verkleinert sich daher auf 4.434 m>.

Die Flache im Planungsgebiet wird bislang intensiv landwirtschaftlich genutzt
und ist in Hanglage nach Siuden und ganz leicht nach Osten geneigt.

Den Unterlagen konnte enthommen werden, dass das Wasserwirtschaftsamt
Minchen im Verfahren Flachennutzungsplananderung sowie im Verfahren 2.
Anderung des Bebauungsplanes mit E-Mail vom 10.11.2025 bereits darauf
hingewiesen hat, dass eine Bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639
erforderlich wird.

Die geanderte Umgriffsflache liegt weiterhin Gber 3000 gm?. Das Erfordernis
einer Bodenkundlichen Baubegleitung andert sich somit nicht, auf § 4 Abs. 5
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Bundesbodenschutzverordnung wird in diesem Zusammenhang verwiesen.

Es wird daher empfohlen, die Aushubarbeiten und Bodenarbeiten sowie die In-
anspruchnahme des Bodens im Bereich des Bauvorhabens und der Zuleitungen
durch eine bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 durch ein fachkundi-
ges Ingenieurburo bereits ab der Planungsphase planen, iberwachen, begleiten
und dokumentieren zu lassen.

Die bodenkundliche Baubegleitung kann, je nach tatsachlichem Eingriff in den
Boden, gemal § 4 Abs. (5) Bundesbodenschutzverordnung durch Auflage an-
geordnet werden.

Unsere Stellungnahme vom 04.12.2025 bleibt ansonsten unverandert.
Beschluss:

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und verweist darauf, dass in
Abstimmung mit dem Wasserwirtschaftsamt Minchen im Bebauungsplan in Ziffer 11.1 und
11.2 (unter A. Festsetzungen) festgesetzt wurde, dass die Aufstellflache fur die Container der
Batteriespeicher, Wechselrichter und Trafos zur ordnungsgemafen Versickerung des Nieder-
schlagwassers breitflachig und Uber eine mindestens 30 cm machtige bewachsene Oberbo-
denzone verfugen soll. Das Wasserwirtschaftsamt wurde hierzu ausfihrlich beteiligt.

Zudem wird in den Hinweisen des Bebauungsplans unter 5. Bodenschutz festgelegt, dass vor
Baubeginn mit dem Wasserwirtschaftsamt Munchen abzustimmen ist, ob eine bodenkundliche
Baubegleitung nach DIN 19639 erforderlich ist (siehe Hinweis Ziffer 5.1).

Im Zuge der weiteren Abstimmung wird vor Baubeginn mit dem Wasserwirtschaftsamt Miinchen
und, bezogen auf Altlasten, mit dem LRA Dachau Abteilung Umweltrecht abgeklart, ob eine
bodenkundliche Baubegleitung notwendig wird (siehe Hinweis Ziffer 5.2). Eine dartberhinaus-
gehende Vorabverpflichtung ist aus Sicht der Marktgemeinde nicht notwendig. Die Belange des
Wasserrechts und des Bodenschutzes sind durch die Festsetzungen und Hinweise im Bebau-
ungsplan (insbesondere Ziffer 11 "Regenwasserentwasserung" und Ziffer 5 "Bodenschutz")
ausreichend berlcksichtigt.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0

1.6 LRA Dachau Untere Naturschutzbehorde, Schreiben vom 10.06.2026
Einwendungen:
Zu Batteriespeichern im AuRenbereich wurde vom LfU vor Kurzem ein Schreiben
zur Bewertung des artenschutzrechtlichen Konfliktpotentials durch Schallimmis-
sionen durch GroRbatteriespeicheranlagen verfasst. Auf das Schreiben des LfU
v. 10.04.2026 wird verwiesen. Der Fokus der Untersuchung liegt auf den Arten-
gruppen der Vogel und Fledermause.
Erhdhte Schallimmissionen (bei Batteriespeichern meist 80-90dB) stellen einen
betriebsbedingten Wirkprozess dar, der negativen Auswirkungen auf Arten ausui-
ben kann und in der saP daher zu berlcksichtigen ist. Insbesondere da sich die
geplante Anlage direkt am Wald/Waldrand befindet, deren Bereiche Fledermau-
sen und Vdgeln als Habitat dient, ist eine ergdnzende artenschutzfachliche Beur-
teilung der Auswirkungen notwendig und der uNB nachzuweisen. Ggf. missen
weitere Vermeidungsmaflnahmen zum Schutz stérungsempfindlicher Arten er-
griffen werden.

Rechtsgrundlagen:
§ 44 Abs. 1i.V.m. Abs. 5 BNatSchG, § 39 Abs. 1 BNatSchG
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Anlage:
LfU Schreiben vom 10.04.2016 zur Bewertung des artenschutzrechtlichen Konflikt-
potentials durch Schallimmissionen durch Batteriespeicheranlagen

Beschluss:

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis. In einer speziellen artenschutz-
rechtlichen Prifung (saP) durch das Blro Schwaiger und Burbach wurde eine eventuelle Be-
troffenheit der nach Anhang IV FFH-Richtlinie und Art. 1 Vogelschutzrichtlinie geschitzten Arten
gepruft. Im August 2026 erfolgte durch das Buro Schwaiger und Burbach eine Aktualisierung
der saP und der Umweltprifung hinsichtlich der Auswirkungen der Larmemissionen des Batte-
riespeicherparks und deren Auswirkungen auf Fledermause und Vogel. Die Ergebnisse liegen
vor.

Die saP stellt folgendes Ergebnis fest:

Da nicht auszuschlieBen war, dass gem. Anhang IV FFH-RL europarechtlich streng geschiitzte
Tierarten sowie europdische Vogelarten im Sinne von Artikel 1 der Vogelschutzrichtlinie (VRL)
vorkommen und durch die Anlage des Batteriespeicherparks beeintrdchtigt werden kénnten,
erfolgte eine Ortsbegehung zur Einschétzung der vorhandenen Lebensrdume und eine Beurtei-
lung des Vorkommens europarechtlich geschlitzter Arten im Sinne einer Worst-Case-
Betrachtung. Zur Abschétzung der Eignung der Fldachen fiir Flederméduse wurden Erfassungen
mittels automatischer Horchboxen durchgefiihrt.

Beeintrachtigungen von europarechtlich geschlitzten Pflanzenarten und vieler Tierarten konnten
aufgrund der Lebensraumausstattung des Untersuchungsgebietes und den Anspriichen der
Jjeweiligen Arten weitestgehend ausgeschlossen werden.

Nicht auszuschlie8en ist die Nutzung der Flachen als Jagdgebiet fiir Fledermause, doch sind
Beeintrachtigungen auszuschliel3en, da als Jagdgebiet vor allem die Waldrandbereiche von
Bedeutung sind und in diese nicht eingegriffen wird. Beeintrdchtigungen durch Ldrmemissionen
der Batteriespeicher auf den Jagderfolg besonders empfindlicher Arten sind auszuschlief3en, da
entsprechende Arten nicht nachgewiesen wurden. Eine Suche nach geeigneten Quatrtieren fiir
Flederméuse verlief erfolglos.

Ein Vorkommen der Haselmaus ist aufgrund der vorhandenen Lebensrdume auszuschliel3en.
Ein Vorkommen von europarechtlich geschiitzten Reptilien, vornehmlich der Zauneidechse, ist
allenfalls an den Waldréndern und Wegrédndern méglich. Beeintrachtigungen sind aber nicht zu
erwarten. Auch eine Beeintrdchtigung von méglicherweise vorkommenden Amphibienarten
(v.a. Kreuzkréte) lasst sich durch den Schutz méglicher (erst durch die Bauarbeiten entstehen-
der oder z.T. vorhandener) Laichplétze leicht vermeiden.

Bei Vogelarten der européischen Vogelschutzrichtlinie ist zwischen verschiedenen 6kologi-
schen Gilden zu differenzieren. Fir im Offenland Nahrung suchende Arten, geht méglicher-
weise Lebensraum verloren, kann aber durch Fldchen im Umfeld und die zu erwartende Exten-
sivierung der Fldchen innerhalb der Anlage ersetzt werden.

Vogelarten des Offenlandes sind aufgrund der Kulissenwirkungen der benachbarten Wélder
auszuschlieBen. Bei in Wéldern und Waldrédndern siedelnden Vogelarten kann es durch die
Ldrmemissionen der Batteriespeicher zu Verlagerung von Revieren und Stérungen kommen,
allerdings sind im Untersuchungsraum aufgrund der vorhandenen Lebensrdume lberwiegend
weit verbreitete und haufige Arten zu erwarten, bei denen davon auszugehen ist, dass durch
das Vorhaben keine Verschlechterung des Erhaltungszustandes erfolgt.

In der Gesamtbetrachtung kann fiir europédische Vogelarten i.S.v. Art. 1 VRL sowie fiir weitere
europarechtlich geschiitzte Tier- und Pflanzenarten das Eintreten von Verbotstatbestédnden
nach § 44 Abs. 1i.V.m. Abs. 5 BNatSchG vermieden werden. Dies erfordert die vollsténdige
Berticksichtigung der Vermeidungs-/Minimierungsmal3nahmen. Die Erteilung einer Ausnahme
nach § 45 Abs. 7 BNatSchG wére dann nicht nétig. Hinsichtlich der Einzelheiten verweisen wir
auf die saP.

Zur Reduzierung maglicher Beeintrachtigungen wurden in der saP folgende Vermeidungsmal}-
nahmen vorgeschlagen:

V1: Vermeidung von Eingriffen in Waldrandbereiche durch das Abstellen und Befahren mit
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Fahrzeugen sowie Lagerung von Materialien.

V2: Weitgehender Verzicht auf nachtliche Beleuchtung wahrend Bauphase und Betrieb.

V3: Reduzierung von AulRenbeleuchtungen der Anlage und deren Leuchtdauer auf das zwin-
gend notwendige Mal3, um Auswirkungen auf Insekten und andere Tiere zu minimieren und
Einsatz von gerichteten Leuchten, die nur nach unten und nicht in den umgebenden Wald ab-
strahlen.

V4: Positionierung von Larm emittierenden Geraten (Speicher, Wechselrichter) in einer mog-
lichst grof3en Entfernung zu den Waldrandern.

V5: Optimierung von Lebensraumen als Jagdhabitat flir Fledermause im Bereich um die Spei-
chermodule (Anlage extensiver und insektenreicher Wiesen etc.).

V6: Vermeidung der Beeintrachtigung von Randbereichen des Waldes im Norden der geplanten
Anlage und der Randbereiche des dort verlaufenden Feldweges durch das Abstellen und Be-
fahren mit Fahrzeugen sowie der Lagerung von Baumaterialien.

V7: Vermeidung des Verflllens von temporar entstandenen Gewassern (mdglicher Laichplatze
der Kreuzkrote) wahrend der Baumalinahmen, vor allem wahrend der Laichzeit von April bis
August.

V8: Vogelfreundliche Gestaltung der geplanten Ausgleichsflache mit extensiv genutz-
ten/gepflegten und selten gemahten, blitenreichen Grinflachen.

V9: Konsequente Vermeidung von fur Voégel gefahrlichen Glaskonstruktionen bei der Konstruk-
tion und Gestaltung von zu errichtenden Anlagen (vgl. z. B. http://www.vogelglas.info/).

V10: Anlage sockelfreier Zaune und durchlassiger Zaune, um fur Feldhasen und Kleintiere
(auch fir Laufvdgel wie Fasane) eine bessere Durchgangigkeit zu erreichen und eine Barriere-
wirkung zu verhindern.

V11: Vermeidung des Aufkommens von Neophyten wahrend der Bauphase.

Samtliche Vermeidungsmaflinahmen werden mit Blick auf die aktualisierte saP und den aktuali-
sierten Umweltbericht durch entsprechende Festsetzungen im Textteil des Bebauungsplans
geregelt.

Die MalRnahmen V3, V4, V5, V8, V10 werden als textliche Festsetzungen (Maflnahmen zum
Schutz von Natur und Landschaft) aufgenommen:

Artenschutzrechtliche VermeidungsmafRnahmen

1. Die AuRenbeleuchtung der Anlage ist auf das zwingend notwendige Mal} zu
reduzieren. Die Leuchtdauer ist zu minimieren. Es sind gerichtete Leuchten
zu verwenden, die nur nach unten und nicht in den umgebenden Wald ab-
strahlen (V3).

2. Die, Larm emittierenden Gerate (Speicher, Wechselrichter), sind in einer
moglichst groRen Entfernung zu den Waldrandern aufzustellen (V4).

3. Im Bereich um die Speichermodule sind extensive und insektenreiche Wie-
sen anzulegen. Die Bepflanzung ist als Jagdhabitat fir Fledermause zu opti-
mieren (V5).

4. Die Ausgleichsflachen sind vogelfreundlich zu gestalten. Es sind extensiv ge-
nutzte/gepflegte, selten gemahte, blitenreiche Grinflachen anzulegen (V8).

5. Die Zaune sind sockelfrei und durchlassig auszufiihren, um fur Feldhasen
und Kleintiere eine bessere Durchgangigkeit zu erreichen und eine Barriere-
wirkung zu verhindern (V10).

Die Mallnahmen V1, V2, V6, V7, V9, V11 betreffen Uberwiegend die Bauphase und werden als
Hinweise aufgenommen:
Hinweise zum Artenschutz
1. Eingriffe in Waldrandbereiche durch das Abstellen und Befahren mit Fahr-
zeugen sowie Lagerung von Materialien sind zu vermeiden (V1).
2. Wahrend der Bauphase ist auf eine nachtliche Beleuchtung der Baustelle
weitgehend zu verzichten (V2).
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3. Die Randbereiche des Waldes im Norden der geplanten Anlage und die
Randbereiche des dort verlaufenden Feldweges sind vor Beeintrachtigungen
durch das Abstellen und Befahren mit Fahrzeugen sowie der Lagerung von
Baumaterialien zu schutzen (V6).

4. Das Verflllen von temporar entstandenen Gewassern wahrend der Baumal}-
nahmen ist zu vermeiden, vor allem wahrend der Laichzeit von April bis Au-
gust (V7).

5. Bei der Konstruktion und Gestaltung der zu errichtenden Anlagen sind fur
Voégel gefahrliche Glaskonstruktionen konsequent zu vermeiden (V9).

6. Wahrend der Bauphase ist das Aufkommen von Neophyten zu vermeiden
(V11).

Abstimmungsergebnis: 23 : 0

.7

Beschluss:

AELF Amt fir Erndhrung. Landwirtschaft und Forsten, E-Mail vom
12.06.2026

Wir begriRen, dass bereits die Hinweise vom Bereich Forst wie auch Landwirt-
schaft von der ersten Stellungnahme mitaufgenommen wurden.
Folgender Hinweis sollte noch berlcksichtigt werden.

Eingrinungen:

Bzgl. der Eingrinung im Norden weisen wir darauf hin, Eingrinung so zu pflegen,
dass eine negative Beeintrachtigung der angrenzenden landwirtschaftlichen
Nutzflachen ausgeschlossen ist (z.B. durch tiberstehende Aste).

Der Marktgemeinderat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und weist daraufhin, dass im
Norden keine Eingriinung, sondern ein geschotterter Fahrweg geplant ist. Im Osten, Stiden und
Westen ist die Flache von einer Ausgleichsflache umschlossen, auf der artenreichen Sdume
und Staudenfluren angesat und jahrlich gemaht werden. Das Uberstehen von Asten kann aus-
geschlossen werden.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0

Beschluss:

Stellungnahmen und Einwendungen aus der Beteiligung der Offentlich-
keit

(Verfahren nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) - 6ffentliche Ausle-
gung

Innerhalb der Frist sowie bis zum heutigen Tage der Sitzung des Marktgemeinde-
rates sind keine Einwendungen oder Anregungen vorgebracht worden, weder,
schriftlich, elektronisch, noch zur Niederschrift.

Es wird davon Kenntnis genommen, dass im Rahmen der Auslegung gemaR § 3 Abs. 2 BauGB
von Seiten der Offentlichkeit keine Stellungnahmen vorgebracht wurden.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0
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v Beschluss zur erneuten Beteiligung der von den Anderungen beriihrten
Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange in verkirzter Form
gemal § 4a Abs. 3 S. 4 BauGB

Beschluss:

1. Dem Marktgemeinderat wurden samtliche im Verfahren eingegangenen Stel-
lungnahmen und Einwendungen zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr.
99 ,Batteriespeicherpark Neuried” zur Kenntnisnahme und Beschlussfassung
vorgelegt. Der Marktgemeinderat billigt hiermit den Entwurf der Anderungen in
der Planung des Bebauungsplans (Stand: 23.09.2026) gegentiber der Planfas-
sung vom 22.04.2026.

2. Die aufgrund der Einwendungen beauftragte schalltechnische Untersuchung hat
die urspriingliche Immissionsbeurteilung bestatigt und fiihrt zu keiner Anderung
des Vorhabens und zu keiner erstmaligen oder starkeren Berthrung von o6ffentli-
chen Belangen des Immissionsschutzes. Diesbezuglich unterbleibt eine erneute
Offentlichkeits- und Behérdenbeteiligung gemaR § 4a Abs. 3 S. 1 Hs. 2 BauGB.

3. Zur artenschutzfachlichen Beurteilung der Auswirkungen des Vorhabens wurden
die Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung in der saP vom August 2026
erganzend abgehandelt und entsprechende VermeidungsmalRnahmen zum
Schutz der Artengruppen Vogel und Fledermause vorgeschlagen und im Entwurf
des Bebauungsplans festgesetzt. Die Vermeidungsmaflinahmen wurden in den
Umweltbericht ibernommen und festgeschrieben, sowie die Begriindung um die
Vermeidungsmallnahmen ergénzt und die schalltechnische Untersuchung als
Anlage zur Begriindung beigefiigt. Diesbeziglich liegt eine Anderung bzw. Er-
ganzung des Entwurfs des Bebauungsplans nach dem Verfahren nach §§ 3 Abs.
2, § 4 Abs. 2 BauGB vor, mit der Folge der Erforderlichkeit einer erneuten Verof-
fentlichung des Entwurfs des Bebauungsplans. Die Einholung der Stellungnah-
men kann auf die von der Anderung bzw. Erganzung der artenschutzfachlichen
Vermeidungsmalnahmen betroffene Behorde, hier die Untere Naturschutzbe-
hoérde, beschrankt werden, siehe § 4a Abs. 3 S. 4 BauGB; Grundzlge der Pla-
nung sind durch die Erganzung der artenschutzfachlichen Vermeidungsmalf}-
nahmen nicht beruhrt.

4. Die Verwaltung wird beauftragt, eine erneute verkirzte Beteiligung beschrankt
bzw. individualisiert auf das Landratsamt Dachau, Untere Naturschutzbehorde,
gemal § 4a Abs. 3 S. 4 BauGB, betreffend die Aktualisierung der saP und der
Umweltprifung hinsichtlich der Auswirkungen der Larmemissionen des Batterie-
speichervorhabens und deren Auswirkungen auf Fledermause und Végel sowie
betreffend die Festsetzungen artenschutzfachlicher VermeidungsmafRnahmen
durchzufuhren.

Das Landratsamt Dachau, Untere Naturschutzbehdrde, ist entsprechend §§ 4
Abs. 2, 4a Abs. 3 BauGB zu beteiligen. Die Behdrde wird ausdricklich zur Stel-
lungnahme aufgefordert. Die Bereitstellung der Unterlagen erfolgt elektronisch.
Die Behdrde hat ihre Stellungnahme elektronisch zu Ubermitteln. Hierbei wird die
Dauer der Veroffentlichungsfrist und die Frist zur Stellungnahme auf zwei Wo-
chen verkurzt, siehe § 4a Abs. 3 S. 3 BauGB.

Das Ergebnis der erneuten, verklrzten Behdrdenbeteiligung gemal § 4a Abs. 3
S. 4 BauGB ist erneut zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0
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TOP 7 Antrag auf Vorbescheid;
Aufstockung und Anbau an einem bestehenden Zweifamilienhaus auf den
FI.-Nrn. 193/1 und 193/2 Gem. Markt Indersdorf

Sach- und Rechtslage:

Antragsteller: Senad Hodzic
Dachauer StraBe 53b, 85229 Markt Indersdorf

Bauort: HochstraBe 7, 85229 Markt Indersdorf
Fl.-Nrn. 193/1 und 193/2, Gem. Markt Indersdorf

Fur das betroffene Grundstlck waren bereits in der 54. Sitzung des vorangegangenen Bauaus-
schusses 4 Bebauungsvarianten Teil der Beratung und Beschlussfassung. Das gemeindliche
Einvernehmen wurde fur 3 der Varianten erteilt:

Variante 1 (genehmigt):

Geplant werden hier zwei Einfamilienhauser; das Flurstiick mit der Zufahrt soll entfallen, daftr
soll fur Haus B (links) ein eigenes Flurstick vermessen werden. Mit dieser Variante werden die
0. g. Festsetzungen eingehalten, allerdings befindet sich Haus B beinahe vollstandig mit 120 m?
aulierhalb des Bauraumes und auch Haus A mit 145 m? liegt mit rund 75 m? auf3erhalb. Die

Stellplatze sollen mittels jeweils einer Garage und zwei offenen Stellplatzen nachgewiesen wer-
den.

Variante 2 (abgelehnt):
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Auch hier werden zwei Einfamilienhauser geplant; das Flurstiick mit der Zufahrt soll erneut ent-
fallen, daftr soll fur Haus B ein eigenes Flurstick vermessen werden. Bei dieser Variante wird
bereits die Dachform nicht eingehalten, auch die Wandhéhe kann nur von Haus B eingehalten
werden. Dieses liegt erneut vollstandig mit 130 m? auBerhalb des Bauraumes und auch Haus A
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mit 130 m? liegt mit rund 43 m? auf3erhalb. Die Stellplatze sollen gleichermalRen nachgewiesen
werden.

Variante 3 (genehmigt):

OK FFB KG
285

Bei dieser Variante soll ein Wohnhaus flr 3 Parteien entstehen; die Grundstiickssituation bleibt
unverandert. Die Stellplatze werden durch eine Garage flr drei Fahrzeuge sowie 3 offene Stell-
platze nachgewiesen.

Die o. g. Festsetzungen werden grundsatzlich eingehalten, lediglich mit der Variante 3-B (Bild)

wird die Wandhohe auf 3,75 m erhoht.

Variante 4 (genehmiqt):

Auch bei dieser Variante soll ein Wohnhaus fir 3 Parteien entstehen, dieses Mal in der Charak-
teristik eines Dreispanners mit leicht versetzten Fassaden; die Grundstiickssituation bleibt un-
verandert. Die Stellplatze werden erneut durch eine Garage fur drei Fahrzeuge sowie 3 offene
Stellplatze nachgewiesen.

Die o. g. Festsetzungen werden eingehalten, die Uberschreitung des Bauraumes ist allerdings
mit 114 m? (von 246 m? Grundflache) deutlich massiver.

Mit vorliegendem Antrag auf Vorbescheid wird nun eine ganzlich neue Variante beantragt, die
fur die Zukunft Platz fur ein weiteres Wohnhaus lassen soll.
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Auszug Lageplan Auszug Schemaschnitt

Die Flurstlicke befinden sich im Geltungsbereich des Teilbebauungs- und Baulinienplanes ,Flst.
173, 174, 193 Gmkg. Markt Indersdorf*, das Vorhaben ist daher nach § 30 BauGB zu bewerten.

Grundséatzlich setzt der Bebauungsplan fur die Grundstticke ein Wohnhaus mit einer Kubatur
von E+D bei einer Wandhéhe von 3,20 m und einem 47° bis 49° geneigtem Satteldach fest.
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Vergleich Bebauungsvarianten

Aus Sicht der Verwaltung kann das Vorhaben nur Uber den Bauturbo genehmigt werden. Der
Bauausschuss vertrat zuletzt die Auffassung, dass das Vorhaben den Kriterien zur Anwendung
des Bauturbos entspricht.

Als Referenzobjekt wird die Hochstral’e 27 genannt, welche jedoch eine eigene Bebauungs-
plananderung erhalten hat.

Im Hinblick auf die damals abgelehnte Variante 2 mit einer Wandhohe von 6,05 m ist es frag-
lich, ob nun eine Wandhohe von 6,47 m entstehen soll.

Von den Festsetzungen des Bebauungsplanes kann befreit werden, wenn die Grundziige der
Planung nicht beriihrt werden und
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1. Grinde des Wohls der Allgemeinheit, einschlieRlich des Bedarfs zur Unterbringung von
Flichtlingen oder Asylbegehrenden, die Befreiung erfordern oder

die Abweichung stadtebaulich vertretbar ist oder

die Durchfiihrung des Bebauungsplans zu einer offenbar nicht beabsichtigten Harte flh-
ren wurde

w N

und wenn die Abweichung auch unter Wiirdigung nachbarlicher Interessen mit den 6ffentli-
chen Belangen vereinbar ist.

Die ErschlieBung ist durch die Lage an einer Gemeindestralie gesichert. Die Wasserversorgung
sowie die Entwasserung (Mischsystem) sind ebenfalls gesichert.

Beschluss:
Der Marktgemeinderat nimmt den Sachverhalt zur Kenntnis und erteilt das gemeindliche Ein-
vernehmen zum vorliegenden Antrag auf Aufstockung und Anbau an einem bestehenden Zwei-
familienhaus auf den FI.-Nrn. 193/1 und 193/2 Gem. Markt Indersdorf.
Weiter wird das gemeindliche Einvernehmen hinsichtlich der Befreiungen der Wandhohe, der
Dachform und —neigung, der Kubatur sowie der Uberschreitung der Baufenster fiir das Wohn-
gebaude und die Garage erteilt.
Die Stellplatzsatzung ist verbindlich zu beachten.
Die Zustimmung nach § 36a BauGB wird erteilt.
Der Marktgemeinderat verzichtet auf einen Grundstiicksankauf.
Abstimmungsergebnis: 22 : 0 (ohne MGR Seemdiller)
TOP 8 Antrag auf Vorbescheid;

Neubau eines Einfamilienhauses mit Garage auf der FI.-Nr. 283/1 Gem. Ain-

hofen

Sach- und Rechtslage:

Antragsteller: Tina Hefele und Nicolas Walz
Augsburger Str. 17, 85221 Dachau

Bauort: Bgm.-Hefele-Str., 85229 Markt Indersdorf
FIl.-Nr. 283/1, Gem. Ainhofen

Mit vorliegendem Antrag auf Vorbescheid méchte der Antragsteller klaren, ob ein (nichtprivile-
giertes) Wohnhaus auf der FI.-Nr. 283/1 Gem. Ainhofen errichtet werden kann.
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Auszug Lageplan Auszug Bauzeichnung

Das Vorhaben liegt im baulichen AuRenbereich gem. § 35 Baugesetzbuch (BauGB). Dort ist es
als sonstiges Vorhaben nach § 35 Abs. 2 BauGB zu bewerten, 6ffentliche Belangen stehen al-
lerdings entgegen.

Der Vorliegende Antrag ist nach Auffassung der Verwaltung nur unter Anwendung des ,Bautur-
bos" genehmigungsfahig. Der Bauausschuss vertrat zuletzt die Auffassung, dass das Vorhaben
den Kriterien zur Anwendung des Bauturbos entspricht.

Auch als AuRenbereichsvorhaben empfiehlt die Verwaltung auf ein Einfligen in die ndhere Um-
gebung zu bestehen. Derzeit sind die Nachbargebaude teilweise mit Wandhdhen, teilweise mit
Firsthéhen und Teilweise mit Grundflachen beschriftet, allerdings konnte die angestrebte Wand-
und Firsthéhe nicht gefunden werden.

Die ErschlieBung ist durch die Lage an einer Ortsstra’e. Die Wasserversorgung erfolgt zentral,
die Abwasserversorgung erfolgt Gber den Kanal im Mischsystem.

Beschluss:
Der Marktgemeinderat nimmt den Sachverhalt zur Kenntnis und erteilt sein gemeindliches Ein-
vernehmen zu vorgelegtem Antrag auf Neubau eines Einfamilienhauses mit Garage auf der Fl.-
Nr. 283/1 Gem. Ainhofen.
Die Stellplatzsatzung ist verbindlich zu beachten.
Die gemeindliche Zustimmung nach § 36a BauGB wird erteilt.
Der Marktgemeinderat verzichtet auf einen Grundstiicksankauf.
Abstimmungsergebnis: 23 : 0
TOP 9 Antrag auf Baugenehmigung;
Neubau von 2 Einfamilienhdausern mit Garage auf der FI.-Nr. 314/2 Gem.

Markt Indersdorf

Sach- und Rechtslage:

Antragsteller: Johannes und Sebastian Fischer
Freisinger Str. 13a, 85229 Markt Indersdorf

Bauort: Wittelsbacherring 27b, 85229 Markt Indersdorf
FI.-Nr. 314/2, Gem. Markt Indersdorf
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Bereits die 56. Sitzung des vorangegangenen Bauausschusses am 28.04.2025 beschaftigte
sich mit einem Vorbescheidsantrag tiber Bebauungsmadglichkeiten auf o. g. Flurstick. In diesem
wurden 5 Varianten vorgestellt. Der Bauausschuss gab sein Einverstandnis (unter Bedenken)
unter anderem zu nachfolgender Variante:

Das Vorhaben befindet sich nicht im Geltungsbe-
reich eines Bebauungsplanes und ist daher
hauptsachlich nach § 34 BauGB zu bewerten. Der
Flachennutzungsplan stellt das Gebiet als Wohn-
bauflache (W) dar.

Bereits der Bauausschuss auRerte Zweifel, ob
sich das westliche Haus noch im baulichen Innen-
bereich befindet, oder bereits teilweise in den bau-
lichen AuRenbereich fallt.

Auch die Untere Bauaufsichtsbehorde kam zu-
nachst zu dieser Ansicht und lehnt diese Bebau-
ungsvariante (formlos) ab.
Nach
weite-
rer
Auskunft des Landratsamtes wurde dann (sehr)
wohlwollend auch diese Variante genehmigt — unter
dem Hinweis, dass dies das
absolute Maximum darstellt.

In der 1. Sitzung des Bauausschusses wurde sodann uber nachholende formlose Bebauungs-
anfrage beraten und beschlussgefasst. In dieser wurden 2 weitere Varianten zur Bebauung der
FI.-Nr. 314/2 Gem. Markt Indersdorf vorgestellt. Geplant wurden zwei Einfamilienhduser.

% 4/3

|

Genehmigte Variante “Variante 1 Variante 2

Sowohl aus Sicht der Verwaltung als auch aus Sicht der Unteren Bauaufsichtsbehdrde befindet
sich das westliche Gebaude nun (teilweise) im baulichen Au3enbereich, sodass eine Genehmi-
gung nur unter Anwendung des Bauturbos in fragte kommt.
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Der Bauausschuss vertrat zuletzt die Auffassung, dass das Vorhaben (beide Varianten) den
Kriterien zur Anwendung des Bauturbos entspricht.

Mit vorliegendem Antrag auf Baugenehmigung soll die damalige Variante 2 nun letztendlich
genehmigt werden.

ANSICHT NORD HAUS 1

Die ErschlieBung ist durch die Lage an einer Gemeindestral3e gesichert. Die Wasserversorgung
sowie die Entwasserung (Mischsystem) sind ebenfalls gesichert.

Beschluss:
Der Marktgemeinderat nimmt den Sachverhalt zur Kenntnis und erteilt das gemeindliche Ein-
vernehmen zum vorliegenden Antrag auf Neubau von 2 Einfamilienhdusern mit Garage auf der
FI.-Nr. 314/2 Gem. Markt Indersdorf.
Die Stellplatzsatzung ist verbindlich zu beachten.
Die Zustimmung nach § 36a BauGB wird erteilt.
Der Marktgemeinderat verzichtet auf einen Grundstiicksankauf.
Abstimmungsergebnis: 23 : 0
TOP 10 Anderungsantrag;
Neubau eines Zweifamilienwohnhauses auf der Fl.-Nr. 41 Gem. Langenpet-

tenbach

Sach- und Rechtslage:

Antragsteller: Maximilian Zollbrecht
Unteranger 1, 85229 Markt Indersdorf

Bauort: Untere StraBBe 26, 85229 Markt Indersdorf
Fl.-Nr. 41 Gem. Langenpettenbach

Vorliegender Antrag auf Baugenehmigung war bereits Teil der Beratung und Beschlussfassung
der 61. Sitzung des vorangegangenen Bauausschusses am 20.10.2025. Das gemeindliche Ein-
vernehmen wurde erteilt — die Genehmigung konnte jedoch erst nach Reduzierung der Wand-
und Firsthdhe vom Landratsamt Dachau ausgesprochen werden, da sich das Vorhaben sonst
nicht in die umliegende Bebauung nach § 34 BauGB eingefiligt hatte.
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Mit vorliegendem Antrag auf Baugenehmigung mdchte der Antragsteller aufgrund des neu er-
lassenen ,Bauturbos” nun doch wieder die Wand- und Firsthohe erhohen, sodass sich das Vor-
haben nicht mehr in die umliegende Bebauung einfligen wird.
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Urspringlicher Bauantrag Auszug Genehmigung Aktuelle Tekturplanung

Das Vorhaben liegt nicht Geltungsbereich eines Bebauungsplans, seine Zulassigkeit richtet sich
daher nach § 34 BauGB.

Die ursprunglich beantragte Wandhéhe (von OK FFB) von 6,14 m sowie die urspringlich Bean-
tragte Firsthohe (von OK FFB) von 7,30 m wurden zur Genehmigungsfahigkeit auf 5,45 m bzw.
6,60 m reduziert. Dies stellt das derzeitige Maximum dar, um sich nach geltendem Recht in die

umliegende Bebauung einzufiigen. Mit dem nun vorliegenden Anderungsantrag soll die Wand-

héhe nun auf 5,75 m bzw. die Firsthéhe auf 6,90 m (also um 30 cm hdher als die Genehmigung
— jedoch knappe 40 cm unter dem urspriinglichen Antrag) erhéht werden.

Da sich das Gebaude somit nicht mehr in die umliegende Bebauung einfiigen wird, ist eine Ge-
nehmigung nur unter Anwendung des Bauturbos mdéglich. Der Bauausschuss vertrat zuletzt die
Auffassung, dass das Vorhaben den Kriterien zur Anwendung des Bauturbos entspricht.

Die erforderlichen KFZ-Stellplatze werden in der ebenso beantragten Doppelgarage sowie mit 2
oberirdischen Stellplatzen nachgewiesen.

Beschluss:

Der Marktgemeinderat nimmt den Sachverhalt zur Kenntnis und erteilt das gemeindliche Ein-
vernehmen zum vorliegenden Antrag auf Neubau eines Zweifamilienwohnhauses auf der FI.-Nr.
41 Gem. Langenpettenbach.

Die Stellplatzsatzung des Marktes ist verbindlich zu beachten.

Die Zustimmung nach § 36a BauGB wird erteilt.

Der Marktgemeinderat verzichtet auf einen Grundstickskauf.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0

TOP 11 Mogliche Mitgliedschaft beim Bayerischen Stadtetag

Sach- und Rechtslage:
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Der Bayerische Stadtetag ist als kommunaler Spitzenverband eine freiwillige Vereinigung von
kreisfreien und kreisangehorigen Stadten und Gemeinden in Bayern. Ihm gehoren derzeit 319
Stadte und Gemeinden an. Aus dem Landkreis Dachau sind dies neben der Stadt Dachau die
Gemeinden Karlsfeld, Réhrmoos, Sulzemoos, Petershausen und AltomuUnster.

Er vertritt die Interessen von Stadten und Gemeinden gegentber Landtag und Staatsregierung.
Er pflegt den Meinungsaustausch und die Interessenvertretung gegeniber Wirtschaftsverban-

den, Gewerkschaften, Wohlfahrtsverbanden und gesellschaftlichen Akteuren. Er arbeitet dabei
partnerschaftlich mit den weiteren Spitzenverbanden zusammen.

Der Bayerischen Stadtetag hat seinen Sitz in Minchen und unterhalt dort eine Geschéaftsstelle

welche die Mitglieder Uber kommunalpolitisch relevante Themen berat und informiert.

Der Markt befindet seit Februar 2026 in einer kostenfreien Schnuppermitgliedschaft beim Baye-
rische Stadtetag. Dadurch konnten samtliche Mitarbeiter/innen des Marktes alle Leistungen des
Verbandes in Anspruch nehmen. Die Resonanz hierzu ist durchwegs sehr positiv.

Fur eine Vollmitgliedschaft ist nun ein Beitrittsbeschluss durch den Marktgemeinderat erforder-
lich, danach muss eine Beitrittsentscheidung durch den Vorstand des Bayerischen Stadtetags
erfolgen.

Der Mitgliedsbeitrag beim Bayerischen Stadtetag besteht aus einer Umlage, die nach den Ein-
wohnerzahlen der Mitglieder bemessen wird. Diese betragt derzeit 0,47 Cent/Einwohner. Somit
ist mit rund 5.000 € Jahresbeitrag zu rechnen

Beschluss:

Der Marktgemeinderat nimmt den Sachverhalt zur Kenntnis und fasst den grundsatzlichen Be-
schluss, dem Bayerische Stadtetag beizutreten. Der Vorsitzende wird zur schriftlichen Anmel-
dung ermachtigt.

Abstimmungsergebnis: 23 : 0

Fur die Richtigkeit:

Markt Indersdorf, den 25.09.2026

Franz Obesser Klaus Mayershofer
Erster Burgermeister Schriftfihrung



	sidat
	Text
	zusatzinformation
	vorlage
	Tagesordnung
	BM_TEXT3
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Abstimmungsergebnis
	Zu
	FLD_Gremium
	FLD_Datum
	uhrzeit
	grtext
	grname

